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Hausdurchsuchung ohne Privat-
ankläger
ZWF 2017/64
§§ 71, 119 ff, 210 StPO
OGH 23. 8. 2017, 15 Os 7/17v
Gegenstand des Verfahrens bildete ua die (bis
dato ungeklärte) Frage, ob der Privatankläger
nach Einbringung der Anklage in einem Privat-
anklageverfahren iSd § 71 StPO an den von ihm
beantragten Durchsuchungen von Orten und
Gegenständen („Hausdurchsuchungen“) teil-
nehmen darf. Mit der nunmehr vorliegenden
Grundsatzentscheidung hielt der OGH erstma-
lig fest, dass solch eine Intervention des Privat-
anklägers oder anderer Beteiligter des Verfah-
rens unzulässig ist:

Anmerkung
1. Zur Frage der Zulässigkeit der
Intervention des Privatanklägers
Eine Durchsuchung von Orten und Gegen-
ständen ist grundsätzlich nicht parteiöffent-
lich. Daraus folgt, dass in einem Offizial- als
auch Privatanklageverfahren grundsätzlich
nur dem von der Durchsuchung Betroffenen
und/oder den in § 121 Abs 2 StPO genannten
Personen (im Ermittlungsverfahren auch der
Staatsanwaltschaft als dessen Leiterin) das
Recht auf Anwesenheit zukommt, nicht aber
dem Privatankläger oder anderen Beteiligten
des (Haupt-)Verfahrens.

Das Privatanklageverfahren ist ausschließ-
lich als Hauptverfahren zu führen und be-
ginnt grundsätzlich mit der Einbringung
einer Privatanklage (§ 71 Abs 3 StPO) oder
einem selbständigen Antrag auf Erlassung
vermögensrechtlicher Anordnungen (§ 445
StPO). Ein Ermittlungsverfahren findet im
Rahmen eines Privatanklageverfahrens gem
§ 71 Abs 1 StPO nicht statt. Gem § 71 Abs 5
StPO hat der Privatankläger grundsätzlich
(mit gewissen Einschränkungen) die gleichen
Rechte wie die Staatsanwaltschaft. Aufgrund
des Umstands, dass es sich bei dem aufgrund
einer Privatanklage zu führenden Verfahren
stets um ein Hauptverfahren handelt, hält der
OGH fest, dass dem Privatankläger demnach
nur jene Rechte zukommen können, die der
Staatsanwaltschaft auch im Hauptverfahren
in einem Offizialverfahren zustehen. Die
Staatsanwaltschaft (wie auch der Privatanklä-
ger) wird gem § 210 Abs 2 StPO mit Einbrin-
gung der (Privat-)Anklage zur Beteiligten des
Verfahrens. Zu differenzieren ist somit die
Stellung der Staatsanwaltschaft im Ermitt-

lungsverfahren auf der einen Seite und im
Hauptverfahren auf der anderen Seite. Korres-
pondierend dazu ergeben sich hiernach auch
die Rechte des Privatanklägers. Während sich
die Staatsanwaltschaft als Leiterin des Ermitt-
lungsverfahrens an allen Ermittlungshand-
lungen der Polizei beteiligen kann, stehen ihr
diese Rechte im Hauptverfahren aufgrund ih-
rer (bloßen) Beteiligtenstellung nicht mehr
zu. In diesem Sinne hält der OGH fest, dass
Parteiöffentlichkeit im Hauptverfahren auf-
grund des Prinzips der Waffengleichheit gem
Art 6 EMRK nicht einseitig gewährt werden
darf. Diese Sicht ergibt sich auch aus dem
Fehlen einer ausdrücklichen gesetzlichen
Norm und der Problematik des durch ein sol-
ches Recht bewirkten Eingriffs in die Privat-
sphäre des Betroffenen (Art 8 EMRK) und
der Verfahrensverzögerung (Art 6 Abs 1
EMRK). Insofern kommt einem Privatanklä-
ger, aber auch allen anderen Beteiligten des
Hauptverfahrens in deren jeweiliger Funk-
tion, sofern sie nicht unmittelbar von der
Durchsuchung betroffen sind, kein Recht auf
Teilnahme an einer – von der Kriminalpoli-
zei ausschließlich im Auftrag des Gerichts au-
ßerhalb der Hauptverhandlung vorzuneh-
menden – Durchsuchung zu.

2. Zur Frage der Akteneinsicht des
Privatanklägers
Entgegen der Rechtsansicht des OLG Linz
hält der OGH weiters fest, dass Entscheidun-
gen über Anträge auf Verweigerung oder Be-
schränkung der Akteneinsicht eines anderen
Beteiligten – nach Einbringung der (Privat-)
Anklage, aber vor Beginn der Hauptver-
handlung – nicht bloß eine prozessleitende
Verfügung darstellen, sondern einen (an-
fechtbaren) Beschluss. Im Hinblick auf eine
Verweigerung oder Beschränkung der Akten-
einsicht im Privatanklageverfahren ergibt
sich aus § 68 StPO, dass dem Privatankläger
grundsätzlich nur insoweit Akteneinsicht
zusteht, als seine Interessen betroffen sind.
Dies gebietet im Einzelfall eine Interessenab-
wägung zwischen dem Interesse des Privat-
anklägers an der Akteneinsicht und dem
Recht des Angeklagten auf Geheimhaltung
seiner (personenbezogenen) Daten. Eine
diesbezügliche Entscheidung des Gerichts
bewirkt einen unmittelbaren Eingriff in die
Rechtssphäre des Angeklagten und muss
folglich in Form eines (bekämpfbaren) Be-
schlusses ergehen.

Martin Nemec (am Verfahren beteiligt) /
Alexander Kern
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